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Vernehmlassungsverfahren   
 

Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten 

Strassburger Übereinkommen von 2012 über die Beschränkung der Haftung 
in der Binnenschifffahrt und über seine Umsetzung (Änderung des Seeschiff-
fahrtgesetzes) sowie Änderung des Übereinkommens über die Sammlung, 
Abgabe und Annahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt 

Das Strassburger Übereinkommen von 2012 über die Beschränkung der Haftung in 
der Binnenschifffahrt löst das alte Haftungsabkommen aus dem Jahr 1998 ab. Inhalt-
lich wurden die Haftungshöchstsummen an die Teuerung angepasst sowie die Mög-
lichkeit geschaffen, diese in Zukunft in einem vereinfachten Verfahren zu adaptie-
ren. Um eine Vereinheitlichung des Haftungsregimes zu erreichen, steht das 
Übereinkommen neu allen Staaten offen. Der Verweis auf das alte Haftungsregime 
im Seeschifffahrtsgesetz muss mit einem Verweis auf das neue Übereinkommen 
ersetzt werden. 

Das Übereinkommen über die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in 
der Rhein- und Binnenschifffahrt wird ergänzt um das Verbot des Entgasens von 
Ladetanks. Zukünftig sind an dafür vorgesehenen Stellen die Schiffe zu entgasen, 
um die Umwelt vor umweltbelastenden Stoffen zu schützen. Es sind Übergangsfris-
ten vorgesehen. 

Datum der Eröffnung: 29. Mai 2019 

Vernehmlassungsfrist: 30. September 2019 

Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter:  
www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 

12. Juni 2019 Bundeskanzlei  
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